
 

  

S 17 AS 2325/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sozialgericht Leipzig
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 17
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Leistungsakte, Löschung, Mietvertrag
Leitsätze Ein Bezieher von
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1. Instanz

Aktenzeichen S 17 AS 2325/15
Datum 28.01.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AS 204/16
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die "LÃ¶schung" ihres aktuellen Wohnungsmietvertrags aus
der Akte des fÃ¼r sie zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers der Grundsicherung nach dem SGB II.

Sie steht im Bezug von Arbeitslosengeld II und lebte mit ihrem Ehemann in der H-
Str. XX in A â�¦ Am 07.08.2013 schlossen die beiden einen Mietvertrag Ã¼ber ihre
heutige Wohnung ab. Zum 01.09.2013 zogen sie ohne den Beklagten zu informieren
um; die melderechtliche Ummeldung erfolgte erst zum 15.03.2014.

Nach AnhÃ¶rungsschreiben des Beklagten vom 24.03.2014 mit der AnkÃ¼ndigung
einer Aufhebung der Bewilligung von Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung ab
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dem 01.09.2013 Ã¼bersandte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 08.04.2014 eine
Kopie des genannten Mietvertrags, in der sie die Namen des Vermieters und der
Hausverwaltung sowie die Kontodaten der Hausverwaltung geschwÃ¤rzt hatte. Die
Kopie heftete der Beklagte in die Leistungsakte (Bl. 546-550). Eine ungeschwÃ¤rzte
Kopie des gleichen Vertrags Ã¼bergab die KlÃ¤gerin bei der
Leistungsantragstellung am 20.04.2014 (Bl. 566-570). Der Vertrag regelt in Â§ 4
den Mietzins (Bruttowarmmiete mit AufschlÃ¼sselung), sehr detailliert, welche
Betriebskosten auf die Mieter umgelegt werden, und informiert Ã¼ber die
WohnflÃ¤che. In Â§ 10 werden die Mieter zur DurchfÃ¼hrung von
SchÃ¶nheitsreparaturen verpflichtet und diese definiert; es werden Regelfristen
fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung von SchÃ¶nheitsreparaturen genannt. In dessen Absatz 2
Satz 2 sowie in Â§ 11 stehen Regelungen dazu, in welchem Zustand die gemietete
Wohnung bei Beendigung der Mietzeit zurÃ¼ckzugeben ist.

Der Ehemann der KlÃ¤gerin trennte sich im Zeitraum 09.05. bis 04.11.2014 â��
auch rÃ¤umlich â�� von ihr. Die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung blieben â�� soweit ersichtlich â�� bis heute unverÃ¤ndert. In der
erkennenden Kammer ist eine Klage der KlÃ¤gerin und ihres Ehemanns auf hÃ¶here
Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r den Zeitraum MÃ¤rz 2014 bis
Oktober 2015 anhÃ¤ngig (Aktenzeichen S 17 AS 2898/14).

Mit Schreiben vom 18.06.2014, beim Beklagten zwei Tage spÃ¤ter eingegangen,
forderte die KlÃ¤gerin diesen auf, ihren Mietvertrag sowie alle eventuellen, auch
elektronischen, Kopien aus der Leistungsakte zu lÃ¶schen. Nach Erhebung einer
UntÃ¤tigkeitsklage durch die KlÃ¤gerin lehnte der Beklagte den Antrag unter dem
15.04.2015 unter BeifÃ¼gung einer Rechtsbehelfsbelehrung ab. Den Widerspruch
der KlÃ¤gerin wies er am 08.06.2015 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Am 09.07.2015 hat die KlÃ¤gerin Klage erhoben. Sie meint, sie habe gemÃ¤Ã� Â§
84 Abs. 2 Satz 1 SGB X Anspruch auf LÃ¶schung. Die Speicherung der Daten des
Mietvertrags verstoÃ�e gegen Â§ 67 Abs. 1 Satz 1 erste Variante SGB X. Der
Mietvertrag sei ein Sozialdatum, da er Einzelangaben Ã¼ber persÃ¶nliche und
sachliche VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin enthalte. FÃ¼r die gesetzliche
AufgabenerfÃ¼llung des Beklagten sei dessen Speicherung nicht erforderlich. Es
wÃ¤re ausreichend, dass dem Beklagten der Mietvertrag zur Einsichtnahme
vorgelegt wird und dieser dann alle fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung relevanten
Informationen in die Leistungsakte Ã¼bernimmt. Da der Beklagte das andersfarbige
Datenbeiblatt zu den Kosten der Unterkunft in seine Leistungsakten zu heften
pflege â�� dies sei auch im Fall der KlÃ¤gerin geschehen â�� sei durch die
Anfertigung einer Kopie des Mietvertrags eine hÃ¶here Arbeitsbelastung entstanden
als durch die bloÃ�e Ã�bernahme der erforderlichen Daten aus dem ggf. nur
vorgelegten Mietvertrag.

Sie beantragt,

den Beklagten unter insoweitiger Aufhebung des Bescheides vom 15.04.2015 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.06.2015 zu verpflichten, den
Mietvertrag Ã¼ber die Mietsache C.str. xx, A â�¦, aus der Leistungsakte der
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KlÃ¤gerin zu lÃ¶schen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er verteidigt den Widerspruchsbescheid.

Die Beteiligten sind mit VerfÃ¼gung vom 08.12.2015 zur Entscheidung durch
Gerichtsbescheid angehÃ¶rt worden. WÃ¤hrend der Beklagte erklÃ¤rt hat,
hiergegen keine EinwÃ¤nde zu haben, hat die KlÃ¤gerin dem widersprochen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte sowie die Akten des
Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer entscheidet durch Gerichtsbescheid, nachdem die Beteiligten mit
VerfÃ¼gung des Vorsitzenden vom 08.12.2015 hierzu angehÃ¶rt worden sind (vgl. 
Â§ 105 Abs. 1 Satz 2 SGG). Dass die KlÃ¤gerin einer Entscheidung durch
Gerichtsbescheid widersprochen hat, hindert daran nicht, da das Gesetz keine
Zustimmung der Beteiligten, sondern lediglich deren AnhÃ¶rung vorschreibt. Die
Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass eines Gerichtsbescheids nach Â§ 105 Abs. 1 Satz
1 SGG, d.h. ein geklÃ¤rter Sachverhalt und das Fehlen besonderer Schwierigkeiten
tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art, sind gegeben. Der Sachverhalt ist einfach
gelagert und unstreitig. Die Rechtslage ist â�� auch wenn eher selten Gegenstand
gerichtlicher Entscheidungen â�� Ã¼bersichtlich und nicht zweifelhaft.

Sein Ermessen, ob durch Gerichtsbescheid entschieden werden soll, Ã¼bt der
Vorsitzende deshalb i.S. einer Bejahung der Frage aus, weil er in der zum
Jahresbeginn Ã¼bernommenen Kammer mit einem Einsatz im Umfang von 90 %
seiner Arbeitszeit in der Rechtsprechung zzt. 438 Verfahren, von denen etwa die
HÃ¤lfte seit Ã¼ber zwei bis zu sechs Jahren anhÃ¤ngig ist, zu bearbeiten hat. Bei
derart angespannter GeschÃ¤ftslage ist es unumgÃ¤nglich, Arbeitszeit fÃ¼r die
vorrangige Erledigung von Altverfahren an anderer Stelle einzusparen. Die
Vorbereitung und DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung wÃ¤re erheblich
zeitaufwÃ¤ndiger als der Erlass eines Gerichtsbescheids, zumal hier eine
VergleichsmÃ¶glichkeit nicht ersichtlich ist (nur Teile des Mietvertrags zu lÃ¶schen,
wÃ¼rde keinen Sinn machen) und keiner der Beteiligten zu einseitigem Nachgeben
bereit sein dÃ¼rfte. SchlieÃ�lich kÃ¶nnte eine mÃ¼ndliche Verhandlung erst 2017
oder 2018 stattfinden, was auch nicht im wohlverstandenen Interesse der KlÃ¤gerin
liegt.

Die Klage ist zulÃ¤ssig.

Der Rechtsweg zu den Sozialgerichten ist gegeben. GemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 1 Nr. 4a
SGG entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit Ã¼ber Ã¶ffentlich-
rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der Grundsicherung fÃ¼r
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Arbeitsuchende. Hierunter fallen wegen des Sachzusammenhangs auch
Streitigkeiten um die LÃ¶schung von fÃ¼r Zwecke der GewÃ¤hrung von
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende erhobene bzw. gespeicherte Sozialdaten (vgl.
VG Berlin, BeschlÃ¼sse vom 17.11.2014 â�� 1 L 303.14 â�� und vom 26.09.2014
â�� 1 L 254.14 -, wie die im Folgenden zitierten Gerichtsentscheidungen
verÃ¶ffentlicht in Juris, jeweils m.N. aus der Rspr. des BSG).

Offen bleiben kann, mit welcher Klage in FÃ¤llen der vorliegenden Art die jedenfalls
statthafte â�� der Beklagte hat einen sog. Form-Verwaltungsakt erlassen â��
Anfechtungsklage zulÃ¤ssigerweise verbunden werden kann. Das Begehren der
KlÃ¤gerin ist auslegungsbedÃ¼rftig, denn sie begehrt nach dem Wortlaut ihres
Antrags zwar eine "Verpflichtung" des Beklagten, jedoch nicht zum Erlass eines
Verwaltungsakts, wie es die Verpflichtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 2.
Alternative SGG kennzeichnet, sondern zur "LÃ¶schung" des Mietvertrags aus der
Leistungsakte der KlÃ¤gerin, einem Realakt. In Betracht kommt die Kombination mit
einer Verpflichtungsklage (Verpflichtung der Beklagten zur Feststellung eines
Anspruchs auf LÃ¶schung) oder mit einer Leistungsklage auf tatsÃ¤chliche
DurchfÃ¼hrung der LÃ¶schung. UnabhÃ¤ngig davon, ob die Verpflichtungsklage als
spezielle Leistungsklage oder die allgemeine Leistungsklage gegeben und zulÃ¤ssig
ist, steht hier fest, dass (nur und jedenfalls) eine dieser Klagen zulÃ¤ssig ist, so dass
das Gericht in jedem Fall zu einer Entscheidung in der Sache befugt ist. Einer
Bestimmung, welche dieser Klagen zulÃ¤ssig ist, bedarf es daher nicht, weil jede
von ihnen, sofern zulÃ¤ssig, unbegrÃ¼ndet ist (wie hier Bayerisches LSG, Urteil
vom 25.02.2014 â�� L 3 U 325/13 -, in Juris Rdnr. 25, m.N. aus der Rspr. des BSG).
Denn die denkbaren Klagen sind nur dann begrÃ¼ndet, wenn der KlÃ¤gerin der
LÃ¶schungsanspruch zusteht.

Ein LÃ¶schungs- oder Sperrungsanspruch steht der KlÃ¤gerin jedoch nicht zu; ihre
Klage ist unbegrÃ¼ndet.

Aus Â§ 84 SGB X ergibt sich kein derartiger Anspruch.

Dies gilt zunÃ¤chst fÃ¼r Â§ 84 Abs. 2 SGB X. Er regelt, Sozialdaten seien zu
lÃ¶schen, wenn ihre Speicherung unzulÃ¤ssig ist (Satz 1) oder wenn ihre Kenntnis
fÃ¼r die verantwortliche Stelle zur rechtmÃ¤Ã�igen ErfÃ¼llung der in ihrer
ZustÃ¤ndigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist und kein Grund zu
der Annahme besteht, dass durch die LÃ¶schung schutzwÃ¼rdige Interessen des
Betroffenen beeintrÃ¤chtigt werden (Satz 2). Sozialdaten sind gemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs.
1 Satz 1 SGB X Einzelangaben Ã¼ber persÃ¶nliche und sachliche VerhÃ¤ltnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren natÃ¼rlichen Person, die von einer in Â§ 35
SGB I genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. Speichern ist das Erfassen, Aufnehmen
oder Aufbewahren von Sozialdaten auf einem DatentrÃ¤ger zum Zwecke ihrer
weiteren Verarbeitung oder Nutzung, Â§ 67 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 SGB X. Wann die
Speicherung von Sozialdaten (un-)zulÃ¤ssig ist, ergibt sich aus Â§ 67c Abs. 1 Satz 1
SGB X (s. auch Â§ 51b Abs. 1 SGB II). Hiernach ist das Speichern von Sozialdaten
zulÃ¤ssig, wenn es zur ErfÃ¼llung der in der ZustÃ¤ndigkeit der verantwortlichen
Stelle liegenden Aufgaben nach dem SGB I erforderlich ist und es fÃ¼r die Zwecke
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erfolgt, fÃ¼r die die Daten erhoben worden sind.

Der Mietvertrag der KlÃ¤gerin ist auf der Grundlage dieser Vorschrift nicht zu
lÃ¶schen. Zwar enthÃ¤lt er vom Beklagten als TrÃ¤ger der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende erhobene, verarbeitete und genutzte Einzelangaben Ã¼ber
persÃ¶nliche VerhÃ¤ltnisse der KlÃ¤gerin wie etwa Geburtsdatum und â��ort, ihre
vorherige und nach dem Einzug gÃ¼ltige Wohnanschrift, ihre WohnflÃ¤che und ihre
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung bei Mietbeginn, damit Sozialdaten. Auch stellt
die von der KlÃ¤gerin beanstandete Aufbewahrung einer Kopie ihres Mietvertrags
durch den Beklagten in der Leistungsakte eine Speicherung und damit Verarbeitung
von Sozialdaten in einer nicht automatisierten Datei dar, deren ZulÃ¤ssigkeit einer
gesetzlichen Grundlage bedarf. Jedoch ist die Speicherung des Mietvertrags
zulÃ¤ssig und seine Kenntnis fÃ¼r den Beklagten zur rechtmÃ¤Ã�igen ErfÃ¼llung
seiner Aufgaben (noch) erforderlich; es besteht kein Grund zu der Annahme, dass
durch die LÃ¶schung schutzwÃ¼rdige Belange der KlÃ¤gerin beeintrÃ¤chtigt
werden.

ZulÃ¤ssig ist die Speicherung des vollstÃ¤ndigen Mietvertrags, weil der Beklagte,
solange die KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld II bezieht, Â§ 22 SGB II anzuwenden hat.
Nach dessen Absatz 1 Satz 1 werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung i.H. der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Unter die
Vorschrift kÃ¶nnen auch Kosten einer Ein- (vgl. Hessisches LSG, Urteil vom
09.04.2014 â�� L 6 AS 401/11 -) oder Auszugsrenovierung (vgl. LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 12.02.2014 â�� L 18 AS 2908/12 -) fallen. GemÃ¤Ã�
Absatz 1 Satz 2 wird nur der bisherige Bedarf anerkannt, wenn sich nach einem
nicht erforderlichen Umzug die angemessenen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung erhÃ¶hen. Die Anwendung dieser Regelungen setzt â�� was die KlÃ¤gerin
nicht bestreitet â�� voraus, dass dem GrundsicherungstrÃ¤ger die WohnflÃ¤che,
die Anzahl der die Wohnung bewohnenden Personen, die Bruttowarmmiete samt
deren AufschlÃ¼sselung und der vertraglichen Regelungen zum Zustand der
Wohnung bei Ã�bergabe und zu den Verpflichtungen des Mieters bei Auszug
bekannt sind. Soweit Â§ 22 Abs. 4 und Abs. 6 SGB II Zusicherungen zur
BerÃ¼cksichtigung der Aufwendungen fÃ¼r eine neue Unterkunft bzw. von
Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten vorsehen, sind im Rahmen der zu
treffenden behÃ¶rdlichen Entscheidung ebenfalls die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
fÃ¼r die bisherige Wohnung bedeutsam.

Die Speicherung einzelner Seiten des Mietvertrags oder die Ã�bernahme von
Sozialdaten aus dem Mietvertrag in ein behÃ¶rdliches Formular stellen schon
deshalb keine gleichwertige Alternative zur Speicherung einer vollstÃ¤ndigen
Vertragskopie dar, weil vor allem in einer Massenverwaltung wie der hier
vorliegenden die Gefahr von Ã�bertragungsfehlern bzw. der Unterlassung von
Kopien weiterer relevanter Seiten des Mietvertrags hoch ist mit der Folge, dass
fehlerhafte Bescheide erlassen werden oder eine Entscheidung zu Lasten des
Leistungsberechtigten verzÃ¶gert wird, weil er nochmals zur Mitwirkung (erneute
Vorlage des Mietvertrags oder Ã�bersendung fehlender Seiten) aufgefordert werden
muss. Auch wÃ¼rde jedenfalls im Falle der Ã�bertragung einer Reihe von
Sozialdaten in ein Formular durch einen BehÃ¶rdenmitarbeiter zusÃ¤tzliche
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Arbeitszeit in Anspruch genommen; es entstÃ¼nde zusÃ¤tzlicher
ArbeitskrÃ¤ftebedarf, damit wÃ¼rden zu Lasten des Steuerzahlers hÃ¶here
Personalkosten anfallen. Es kommt hinzu, dass â�� gerade im Fall der KlÃ¤gerin, die
bislang elf Klagen in der Kammer anhÃ¤ngig gemacht hat, darunter auch solche auf
hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung â�� gegen Bescheide der
Jobcenter zahlreiche WidersprÃ¼che und Klagen erhoben werden und dass
jedenfalls die Sozialgerichte erster und zweiter Instanz, denen die BehÃ¶rdenakten
vorzulegen sind (Umkehrschluss aus Â§ 119 SGG), Wert auf "belastbare"
Originaldokumente legen. Ohne diese lÃ¤sst sich nicht effektiv Ã¼berprÃ¼fen, ob
das beklagte Jobcenter seiner Entscheidung zutreffende Daten zugrunde gelegt hat.
Immer wieder gibt es etwa FÃ¤lle, in denen in ein behÃ¶rdliches Formular zur
PrÃ¼fung der Angemessenheit der MiethÃ¶he im Feld fÃ¼r die tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung bereits die vom
GrundsicherungstrÃ¤ger wegen (seiner Ansicht nach) Unangemessenheit
"gekappten" eingetragen werden. Ohne Mietvertrag (und im Falle von
VerÃ¤nderungen der Miete oder einzelner Bestandteile zusÃ¤tzlich
Betriebskostenabrechnungen u.Ã�.) blieben derartige Fehler unentdeckt. Die
Speicherung der Daten liegt damit auch im Interesse der KlÃ¤gerin. Sie ist
regelmÃ¤Ã�ig jedenfalls dann, wenn â�� wie hier, s. die Klage S 17 AS 2898/14 der
KlÃ¤gerin â�� noch Rechtsbehelfe anhÃ¤ngig oder mÃ¶glich sind (vgl. Â§ 44 SGB X
), fÃ¼r lÃ¤ngere Frist auch dann noch erforderlich, wenn die Sozialdaten nicht mehr
aktuell sind. Daher kann dahinstehen, ob sich die MiethÃ¶he der KlÃ¤gerin
entgegen der nicht mehr ganz aktuellen Aktenlage in jÃ¼ngster Zeit verÃ¤ndert
hat.

Aus Â§ 84 Abs. 1a) SGB X, der eine analoge Anwendung von Â§ 20 Abs. 5 BDSG
anordnet, folgt nichts anderes: Danach dÃ¼rfen personenbezogene Daten fÃ¼r
eine automatisierte Verarbeitung oder Verarbeitung in nicht automatisierten
Dateien nicht erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, soweit der Betroffene
dieser bei der verantwortlichen Stelle widerspricht und eine PrÃ¼fung ergibt, dass
das schutzwÃ¼rdige Interesse des Betroffenen wegen seiner besonderen
persÃ¶nlichen Situation das Interesse der verantwortlichen Stelle an dieser
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ã¼berwiegt. Dies gilt nicht, wenn eine
Rechtsvorschrift zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung verpflichtet. Verarbeiten
ist das Speichern, VerÃ¤ndern, Ã�bermitteln, Sperren und LÃ¶schen von
Sozialdaten (Â§ 67 Abs. 6 Satz 1 SGB X).

Die KlÃ¤gerin macht jedoch schon keine besondere persÃ¶nliche Situation geltend,
aufgrund derer ihr Interesse an einer LÃ¶schung oder Sperrung ausnahmsweise
Ã¼berwiegen kÃ¶nnte. Eine solche ist auch sonst nicht ersichtlich.

Das Verfahren ist nach Â§ 183 Satz 1 SGG gerichtskostenfrei. Die
Kostenentscheidung beruht auf Â§ 105 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. Â§ 193 Abs. 1 Satz 1
SGG.
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